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Die Anzahl der Sachwalterschaften ist in den letzten Jahren – insbesondere bei alten Menschen – sehr stark angestiegen,
 so dass neue Vertretungsformen für Personen, die ihre eigenen Angelegenheiten nicht mehr selber regeln können, notwendig erscheinen. Daneben gibt es eine beträchtliche Anzahl von vorwiegend altersverwirrten Personen, die nicht mehr (voll) geschäftsfähig sind, für die aber dennoch kein Sachwalter bestellt wird. Als mögliche Vertretungsform abseits der Sachwalterschaft hat sich hier die Vorsorgevollmacht – auch Betreuungsvollmacht genannt – herauskristallisiert.

Dabei handelt es sich um ein neues Rechtsinstitut, dessen Ziel es ist, Neubestellungen bei Sachwalterschaften hintanzuhalten. Mit der Vorsorgevollmacht überträgt eine Person in einer Zeit geistiger Regheit gewisse Fähigkeiten/Rechte auf eine Vertrauensperson. Bei entsprechender geistiger Beeinträchtigung kann dann die genannte Vertrauensperson Vertretungshandlungen für den Aussteller setzen: Diese Vertretungshandlungen betreffen alle Arten von Rechtsgeschäften, bis hin zur Einwilligung in die Krankenbehandlung und zum Teil in freiheitsbeschränkende Maßnahmen. Der Vorteil gegenüber der Sachwalterschaft ist, dass man sich die Person, die künftig Vertretungshandlungen vornimmt, selber aussuchen und weiters festlegen kann, für welche Bereiche diese Person entscheidungsbefugt ist. 

Die Vorsorgevollmacht ist immer durch die betroffene Person selbst zu unterzeichnen, eine Vertretung (zB durch einen Sachwalter) kommt dabei nicht in Betracht.

In Deutschland ist die „Betreuungsvollmacht“ bereits rechtlich verankert
 und sieht relativ weitgehend die Möglichkeit eines in dieser Vollmacht Beauftragten vor, Freiheitsbeschränkungen sowie einer Heimunterbringung zuzustimmen. Für gravierende, insbesondere mit großen Gefahren verbundene Maßnahmen (Heilbehandlung), ist zusätzlich die Zustimmung des Gerichts nötig.

Für Österreich ist es bisher relativ unklar, wieweit eine solche Vollmacht rechtswirksam ist: soweit es sich um die Übertragung rechtsgeschäftlicher Angelegenheiten handelt (zB Abschluß von Verträgen), dürfte sie jedenfalls uneingeschränkt Gültigkeit haben. Wenn damit aber die Möglichkeit der Einwilligung in Freiheitsbeschränkungen übertragen werden soll, wird eine sehr einschränkende Interpretation erforderlich sein, wobei insbesondere der Zeitraum zwischen Ausstellen der Vorsorgevollmacht und einer vom Bevollmächtigten „bewilligte“ Freiheitsbeschränkung sowie das Ausmaß dieser zu berücksichtigen sind.
 Bei der Interpretation von Vorsorgevollmachten in Bezug auf die damit verbundene mögliche Einwilligung in Freiheitsbeschränkungen können die bereits bestehenden Erfahrungen bei Patientenverfügungen herangezogen werden: Wo die Ernstlichkeit der Verfügung nicht zu bezweifeln ist, muss das Selbstbestimmungsrecht die vorzeitige Einwilligung in bestimmte freiheitsbeschränkende Maßnahmen ebenso ermöglichen, wie dies für die Beschränkung medizinischer Behandlungsmethoden bei der Patientenverfügung anerkannt ist.

Jedenfalls muss eine Person im Zeitpunkt des Ausstellens einer Vorsorgevollmacht voll einsichts- und geschäftsfähig sein. Trotz der bestehenden und teilweise notwendigen Einschränkungen könnte dieses Instrument aber eine interessante Teillösung darstellen. 

Muster einer Betreuungsvollmacht

....................................................

(Ort und Datum)

Ich ..............................................................................................................................

(Name, Geburtsdatum, Anschrift)

bevollmächtige

1.) ..............................................................................................................................

(Name, Geburtsdatum, Anschrift, Verwandtschaftsverhältnis: zB Tochter)

ersatzweise

1.) .............................................................................................................................. .

(Name, Geburtsdatum, Anschrift, Verwandtschaftsverhältnis: zB Tochter)

Der Bevollmächtigte ist nur zu meiner Vertretung berechtigt, wenn ich geschäftsunfähig geworden bzw. außerstande bin, mein Selbstbestimmungsrecht auszuüben. Eine Vertretung kann erst erfolgen, wenn die Geschäftsunfähigkeit von einem Arzt schriftlich bestätigt wurde. 

1. Diese Vollmacht umfaßt insbesondere folgende Maßnahmen: 

( Die Aufenthaltsbestimmung, vor allem die Entscheidung über die Unterbringung in einem Pflegeheim, die Aufnahme in ein Krankenhaus oder eine ähnliche Einrichtung; damit verbunden ist die Befugnis, Verträge mit diesen Einrichtungen abzuschließen.

( die Zustimmung oder Ablehnung von ärztlichen Untersuchungen, Behandlungen oder Eingriffen und die Entscheidung über einen Behandlungsabbruch oder die Einstellung lebenserhaltender oder lebensverlängernder Maßnahmen, wenn die Krankheit einen irreversiblen Verlauf genommen hat oder ich mich in einem Zustand befinde, in dem ein bewusstes und umweltbezogenes Leben mit eigener Persönlichkeitsgestaltung nicht mehr möglich ist. 

( Das Recht, über mir gehörende Vermögensgegenstände nach meinem mutmaßlichen Willen zu verfügen sowie Zahlungen für mich entgegenzunehmen, zu quittieren oder Zahlungen vorzunehmen; 

( die Befugnis, für den Fall einer dauernden Unterbringung meine Wohnung aufzulösen, das Mietverhältnis zu kündigen und die Wohnungseinrichtung zu veräußern. Soweit testamentarisch bestimmte Gegenstände meinen Erben vermacht worden sind, sind diese Gegenstände zurückzubehalten, zu verwahren und nach meinem Tode den Erben auszuhändigen; 

( mich gegenüber Behörden, Gerichten und Krankenkassen sowie sonstigen öffentlichen Einrichtungen und gegenüber Privatpersonen außergerichtlich und gerichtlich zu vertreten sowie alle Prozeßhandlungen für mich vorzunehmen. 

2. Rechte des Bevollmächtigten 

Diese Vollmacht berechtigt und verpflichtet die behandelnden Ärzte und das Pflegepersonal, meinen Vertreter (Bevollmächtigten) über meine Krankengeschichte vollständig aufzuklären. Ich entbinde hiermit die zuständigen Ärzte ausdrücklich von ihrer ärztlichen Schweigepflicht.

	Ort
	
	Datum
	
	Unterschrift


� So ist die Anzahl der Sachwalterschaften von 1991 bis 1997 (zum Stichtag 31.12) von 23.617 auf 35.592 angestiegen; Verein für Sachwalterschaft und Patientenanwaltschaft.


� §§ 1896 ff BGB.


� Vgl Schauer, „Vorsorgevollmacht" für das österreichische Recht? – Rechtspolitische Bemerkungen zur geplanten Reform des Sachwalterrechts, RZ 1998, 100.





